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Hallo Wahlkreis !
Liebe Genossinnen und Genossen,
das war doch nochmal eine klassische Wahlkreiswoche:
Bürgersprechstunden, Unternehmensbesuche, Multiplika-
torengespräche, Parteitermine und vieles, vieles mehr!
Angesichts des Chaos und der Berliner Wendehälse der
schwarz-gelben Koalition ist Basisarbeit das Beste was man
machen kann. Wir müssen die verbleibenden knapp 200
Tage nutzen um die Menschen von unseren Positionen und
Inhalten zu überzeugen und andererseits die schwarz-gelbe
Chaostruppe abwählen zu lassen. Ich bin gespannt, mit was
CDU und FDP die Zustimmung der CSU zur Gleichstellung
von homosexuellen Paaren erkaufen. Diese Debatte ist so
verrückt wie absurd, da der Gesetzgeber vom Bundesver-
fassungsgericht zum Handeln verpflichtet ist.
Aber das kümmert Herrn "Drehhofer" nicht- da lässt er sogar
seine Kanzlerin auflaufen und redet sich gemeinsam mit
Kolleginnen wie Katerina Reiche in den TV-Talkshows um
Kopf und Kragen!
Also: Der Countdown zum Regierungs-wechsel läuft!
Wer mit fiebern will guckt unter www.abwaehlkalender.de :)
Herzlichst

eure Sabine

Topthema
Ramsauer wird zum teuersten Minister aller Zeiten
Müsste er mit seiner eigenen Pension als Minister für die
bislang bekannten Mehrkosten von zwei Milliarden Euro bei
„Stuttgart 21“ haften, müsste er 37.000 Jahre dafür zahlen.
„Stuttgart 21“ soll weitergebaut werden. Verkehrsminister
Ramsauer hat diesen Beschluss der Aufsichtsratssitzung
nicht verhindert, sondern ihn im Gegenteil forciert. Er hat
außerdem die DB AG öffentlich aufgefordert, die anderen
beiden Projektpartner, das Land Baden-Württemberg und
die Stadt Stuttgart, notfalls zu verklagen, wenn sie sich nicht
an den Kosten beteiligen wollen. Jetzt werden Fakten
geschaffen, ohne dass bekannt ist, wie viel noch zu zahlen
ist und wer es bezahlen soll. Selbst wenn die Bahn die
immensen Mehrkosten selbst stemmen würde, am Ende
werden die Kunden die Rechnung irgendwie begleichen
müssen – mit höheren Ticketpreisen, höheren Trassen-
preisen, mit vernachlässigter Infrastruktur, nicht barrierfrei
ausgebauten Bahnhöfen. Die Wirtschaftlichkeit des Projekts
wird auch im Verkehrsministerium angezweifelt. Längst hat
die Bahn eingestanden, dass sie das Projekt mit dem
heutigen Wissen nicht mehr in Angriff nehmen würde.

Gutes Tun
Benefizkonzert zugunsten der Clowndoktoren
Am Sonntag, dem 10.3. findet um 20 Uhr im Siegerländer
Dom zu Niederfischbach ein Benefizkonzert des PJO-
Projektorchesters zugunsten der Westerwälder
Clowndoktoren statt. Aufgeführt wird passend zur Fastenzeit
„La Passio de Crist“ von Ferrer Ferran. Ein Werk, das unter
die Haut geht. Genauso wie die Arbeit der Clowndoktoren für
die der Erlös gespendet wird. Sie schaffen es, dass Kinder
im Krankenhaus für ein paar Minuten ihre Krankheit
vergessen können. Tickets und mehr Informationen unter
www.pjo-projektorchester.de .
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Finanzen
Girokonto für alle
Jede und jeder sollte ein Recht auf ein Girokonto bei der
Bank seiner Wahl haben. Seit Jahren fordern wir die
gesetzliche Einführung eines solchen Girokontos für alle. Im
Bundestag gab es hierzu Anträge, Anhörungen und
Debatten. Die Bundesregierung lehnte aber bis heute die
gesetzliche Verankerung eines derartigen Rechts ab und
stellt sich auf den Standpunkt, die Selbstverpflichtung der
Banken sei ausreichend. Damit wurden über Jahre die
Interessen der Bankenlobby über die Interessen der
Schwachen in der Gesellschaft gestellt. Denn seit Jahren
zeigt Studie um Studie, dass die Selbstverpflichtung der
Banken nicht funktioniert. Jeder Mensch muss das Recht
auf ein Girokonto haben, um am Sozialleben teilnehmen zu
können. Vom Arbeitslohn bis zum Handyvertag werden
heute alle Geschäfte über Girokonten abgewickelt. Die
Teilnahme am Bankenverkehr ist zu einer Voraussetzung
der ungehinderten Teilhabe am heutigen Alltag geworden.
Dieser Zugang muss allen gewährt werden. Da die schwarz-
gelbe Bundesregierung das nicht begreifen konnte, ist es
umso schöner, dass nun eine entsprechende europäische
Regulierung zu kommen scheint.

Wirtschaft I
Siegener Thesen von Steinbrück sind „klare Kante“
Peer Steinbrück beweist mit seinen „Siegener Thesen“,
dass er weiß, was der Mittelstand gerade in wirtschaftlich
unsicheren Zeiten besonders braucht: Planungssicherheit.
Notwendig sind bezahlbare Energiepreise, ausreichende
und gut ausgebildete Fachkräfte, schlanke Bürokratie,
solide Steuer- und Finanzierungsbedingungen und starke
Impulse für Innovationen, um dem internationalen
Wettbewerbsdruck Stand halten zu können.
Die „Siegener Thesen“ sind ein deutlicher Kontrapunkt
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gegenüber der Verunsicherungspolitik der Regierung Merkel.
Mit Zick-Zack-Kursen wie in der Energiepolitik ist Schwarz-
Gelb für Mittelstand und Handwerk zu einem Risikofaktor
geworden. Die Antwort von Peer Steinbrück lautet:
Herausforderungen begegnen, Wachstumspotenziale
mobilisieren, Wachstumshemmnisse beseitigen.
Um Wachstumspotenziale zu heben, braucht der Mittelstand
vor allem Fachkräfte. Das erfolgreiche System der dualen
Ausbildung muss gestärkt werden. Zudem gilt es, die
Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu verbessen. Statt des
unsinnigen Betreuungsgeldes braucht es mehr Geld für den
Kita-Ausbau. Der Mittelstand braucht zudem sichere und
bezahlbare Energie – die Senkung der Stromsteuer ist als
kurzfristiges Entlastungsinstrument richtig. Darüber hinaus
muss die Finanzierung des Mittelstands unabhängiger vom
krisenanfälligen Bankensystem werden.
Richtig ist auch, dass die Unternehmensbesteuerung
gleichermaßen Investitionsspielräume zulassen als auch zur
soliden Finanzierung des Staates beitragen muss. Daher ist
es notwendig, die Vermögensteuer so zu gestalten, dass sie
nicht zulasten von Eigenkapitalbildung und Investitionen
geht. Die notwendige Reform der Erbschaftssteuer darf
Betriebsüber-gänge nicht gefährden, muss aber den
Missbrauch eindämmen.
Peer Steinbrück zeigt mit seinen „Siegener Thesen“ klare
Kante. Er setzt sich zupackend für einen starken Mittelstand
ein statt abzuwarten, wie es Bundeswirtschaftsminister
Rösler tut. Dessen größte mittelstandspolitische „Leistung“
war die Beantwortung der parlamentarischen Anfrage
unserer Bundestagsfraktion zur Situation des Mittelstands.

Wirtschaft II
Managergehälter: Brüderle greift soziale Marktwirtschaft an
Die FDP, aber auch andere versuchen, die notwendige und
überfällige Debatte über die Höhe der Managervergütung in
die falsche Richtung zu drehen. Rainer Brüderle bekennt vor
Millionenpublikum im Fernsehen, dass es ihm gar nicht um
eine Begrenzung überbordender und durch nichts zu
rechtfertigender Managergehälter, Boni und Abfindungen
geht. Brüderle nutzt die Debatte um die Schweizer Initiative
gegen „Abzockerei“ viel mehr zu einer Breitseite gegen die
Mitbestimmung in deutschen Unternehmen.
Brüderle zielt auf die Reduzierung der Arbeitnehmer-
beteiligung und damit auf einen Grundpfeiler der sozialen
Marktwirtschaft, der sich in 60 Jahren Bundesrepublik mehr
als bewährt hat. Brüderle bleibt der Neoliberale, der er immer
war; für ihn zählt allein das Kapitalinteresse. Ein solches sehr
eingeschränktes Verständnis wird weder der sozialen
Marktwirtschaft noch dem demokratischen und sozialen
Rechtsstaat gerecht.
Wir waren immer äußerst skeptisch, ob es wirklich der
Königsweg ist, die Hauptversammlung zum alleinigen Ort der
Festlegung von Managervergütungen zu machen. In der
Realität bestimmen oft Banken, Fonds und andere
Unternehmen als Großaktionäre die Entscheidungen im
Aktionärskreis. Kleinanleger spielen in der Regel keine Rolle
und Beschäftigte wären von der Entscheidung ausge-
schlossen.
All zu oft würden in der Hauptversammlung faktisch Manager
über die Gehälter von anderen Managern befinden. Auch in
der CDU gibt es kluge Leute, die um die Vorteile der
Arbeitnehmerbeteiligung im Rahmen des Aufsichtsrats bei

wichtigen Entscheidungen für ein Unternehmen wissen. Sie
sollten Brüderles Spiel nicht mitmachen.
Wir brauchen geeignete Verschärfungen und Anreize im
Aktiengesetz und Steuerrecht, so dass die Aufsichtsräte
auch wirklich Gehaltsdeckel für die Managervergütung
festlegen.

Familie, Senioren, Frauen & Jugend
Schwulenrechte: Angela Merkel ist Teil des Problems
Es ist empörend, was sich in den vergangenen Tagen in
Sachen Gleichstellung von homosexuellen Paaren innerhalb
der Union abspielt. Unverhohlen wird das höchste Gericht
des Staates von Mitgliedern der Union angegriffen. Erika
Steinbach schämt sich nicht einmal, den Schutz der
Verfassung vor den Verfassungsrichtern zu fordern und
Horst Seehofer glaubt, über die Werte des Grundgesetzes
dürfe das Bauchgefühl entscheiden. Andere Wortmeldungen
von Volker Kauder, Norbert Geis und Katerina Reiche
stoßen ins selbe Horn. Diese Angriffe sind unglaublich.
Man stelle sich vor, ein Politiker der Opposition beschimpfe
das Bundesverfassungsgericht, rufe gar implizit zum
Widerstand gegen dieses Staatsorgan auf. Der Aufschrei
der angeblichen „Bürgerlichen“ wäre enorm. Offenbar sind
sich die angeblich wertkonservativen Damen und Herren
von der Union aber für nichts mehr zu schade. Angela
Merkel tut so, als habe sie damit nichts zu tun.
Dabei hatte Merkel selbst noch vor vier Monaten auf dem
Parteitag und in den Bierzelten des niedersächsischen
Wahlkampfes ungefragt und laut die Richtung ihrer Partei in
dieser Sache vorgegeben: keinen Fußbreit der Gleich-
stellung von Lebenspartnerschaften, keine Verbesserung
der rechtlichen Situation von Kindern in Regenbogen-
familien. Diskriminierung bis zum letzten, Hauptsache,
Merkel muss nicht als die dastehen, die sie in Wahrheit ist:
als diejenige, die den konservativen Kern der Partei zerstört
hat, die Frau ohne Prinzipien. Angela Merkel ist also Teil
des Problems. Sie ist nicht die neutrale Schiedsrichterin, als
die sie sich jetzt wieder zu gerieren versucht. Nicht nur als
Parteivorsitzende, auch als Bundeskanzlerin ist sie es, und
nur sie, die das Heft in der Hand hat. Es geht nach fünf
Urteilen des Verfassungsgerichtes jetzt nicht mehr um
Moderation, um Ausgleich zwischen Reaktionären à la
Steinbach und Modernisierern wie Schäuble.
Wenn Angela Merkel das ekelhafte und würdelose
Schauspiel in ihrer Partei beenden will, dann muss sie jetzt
handeln. Das gilt umso mehr, als das das Verfassungs-
gericht ihr sowieso nur einen Weg lassen wird: nämlich die
vollständige rechtliche Gleichstellung der Lebenspartner-
schaft mit der Ehe. Denn die nächste Niederlage ist
programmiert: Wohl noch im Sommer wird das
Bundesverfassungsgericht auch auf die Gleichstellung beim
Ehegattensplitting für gleichgeschlechtliche Paare drängen.
Abgesehen davon, kann jeder Bürger erwarten, dass die
Bundeskanzlerin unser Grundgesetz schützt – das heißt,
dass es Merkels Pflicht ist, öffentlich, klar und deutlich die
Angriffe auf das Bundesverfassungsgericht zu verurteilen
und Steinbach, Reiche, Seehofer und wie sie alle heißen, in
die Schranken zu verweisen.

Bonbon
„Ich denke, wir leiden unter politischer Impotenz.
Wir brauchen politisches Viagra.“

(Hugu Chavez, 2006 auf einem Südamerikagipfel)

Termine
09.03.13 9.30 Uhr Regionalverbandsparteitag,

Emmelshausen
16.30 Uhr Abi-Feier WW Gymnasium AK
19.30 Uhr Nicole Metzger, Kulturhaus Hamm

10.03.13 10.00 Uhr Tibetflagge hissen, Ingelbach
20.00 Uhr Benefizkonzert „Passionswerk“

zugunsten der Clowndoktoren im
Siegerländer Dom zu
Niederfischbach

11.03.13 – 15.03.13 Sitzungswoche in Berlin

ACHTUNG: Kursivgedruckte Termine sind nichtöffentliche Termine
oder Termine wo eine gesonderte Einladung erforderlich ist.


